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frage – FEM oder einfache Pflege-
hilfe? – etwas ausführlicher einge-
gangen worden wäre. Wie wurde 
diese Problematik in den Studien 
gehandhabt?
Auch hat es mich irritiert, dass die 
Sorge vor Sturz und Verletzung keine 
Indikation für gegebenenfalls aus-
nahmweise FEM sein kann.
Wieso sind Stürze und Verletzungen 
keine konkrete und erhebliche Ge
fahr, das heißt bei zu Pflegenden als 
Bagatellen zu werten? Was sind ver-
gleichweise dazu besonders schwer-
wiegende Gründe?
Vielleicht wäre zu meinen ange-
schnittenen Fragen nochmal eine 
klärende Stellungnahme möglich

Mit freundlichen Grüßen
Dipl.-Med. Ulrike Thäle 

Antwort zum Leserbrief von Frau 
Dipl.-Med. Ulrike Thäle

Vielen Dank für die Lektüre und kriti-
sche Rezeption unseres Beitrages. 
Gerne antworten wir auf die Fragen 
und hoffen zur Klärung beizutragen.

Die umfangreiche wissenschaftsba-
sierte Leitlinie wurde als Nachschla-
gewerk bereitgestellt. Das Schulungs- 
und Informationsprogramm basiert 
auf der Leitlinie. Dies ist das übliche 
Vorgehen bei der Implementierung 
von Leitlinien. Selbstverständlich 
wurde nicht von allen Pflegenden 

erwartet, dass sie die 290-seitige 
Leitlinie durcharbeiten. Für die Ver-
breitung des Inhalts der Leitlinie wur-
den Flyer und Kurzfassungen für 
Pflegende sowie Angehörige und 
weitere Interessierte erstellt, die auf 
16 Seiten alle wesentlichen Inhalte 
darstellen.
Eine Unterscheidung zwischen frei-
heitsentziehenden Maßnahmen 
(FEM) und Pflegehilfen kann nicht 
getroffen werden. Wir beziehen uns 
auf die gesetzlichen Regelungen, die 
wir in dem Beitrag ausgiebig darge-
legt haben. Wenn Pflegende gefragt 
würden, wären alle FEM in ihrem 
Verständnis eine Pflegehilfe, um 
Pflege zu erleichtern, die Person 
durch FEM vor Verletzung zu schüt-
zen oder aber andere Personen zu 
schützen und einen geordneten Pfle-
geablauf zu garantieren. Diese Argu-
mentation greift jedoch zu kurz. Der 
Gesetzgeber hat eindeutig bestimmt, 
dass FEM nicht angewendet werden 
dürfen, da sie ein schwerer Eingriff 
in die Freiheit einer Person sind. Frei-
heit und Integrität sind hohe Güter 
einer jeden Person, die nur in Aus-
nahmefällen mit selbständiger Ein-
willigung des Einwilligungsfähigen 
oder richterlicher Genehmigung ver-
letzt werden darf. Zuvor sind alle 
anderen Optionen zu prüfen, die 
FEM überflüssig machen. In Studien 
mit großen Stichproben wie den uns-
rigen ist es probat und indiziert, 

FEM-Freiheit als Goldstandard zu 
definieren, wohlwissend, dass nie-
mals alle FEM vermieden werden 
können und einige eine Doppelfunk-
tion haben können, wie ein thera-
peutischer Tisch, der eine Stabilisie-
rung im Sitzen für eine Person nach 
Schlaganfall bedeuten und über-
haupt erst Sitzfähigkeit herstellen 
kann. 
FEM sind kein probates Mittel zur 
Sturzprävention. Dies ist konsistent 
durch Studien nachgewiesen und 
durch mehrere wegweisende Ge
richtsurteile unterstrichen worden. 
Das heißt, alle anderen Maßnahmen 
der Sturzprävention sind vor der 
Anwendung einer FEM erschöpfend 
anzuwenden. Aus wissenschaftlicher 
Sicht fehlt der Nachweis, dass mit 
der Anwendung von FEM wirkungs-
voll Stürzen und sturzbedingten Ver-
letzungen vorgebeugt werden kann. 
Im Gegenteil haben Studien zur 
Reduktion von FEM gezeigt, dass die 
Anzahl der Stürze und sturzbeding-
ten Verletzungen nicht ansteigt, 
wenn FEM weggelassen werden. 
Somit fehlt auch die antizipierte 
Wirksamkeit von FEM und damit 
entfällt die pflegefachliche Begrün-
dung.   

Auch im Namen der Mitautoren,
Prof. Dr. phil. Gabriele Meyer

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
Medizinische Fakultät, Institut für 

Gesundheits- und Pflegewissenschaft

Richter, Staatsanwalt und Notarver-
treter in Baden-Württemberg tätig. 
Während seiner Tätigkeit als Vorsit-
zender Richter an den Landgerichten 
Karlsruhe und Leipzig war er mit 
Arzthaftungssachen befasst. Von 
Mai 2000 bis März 2016 übte er das 
Richteramt am Landgericht Leipzig 
aus, seit Dezember 2006 in der 
Funktion des Präsidenten des Land-
gerichts. 

Ass. jur. Michael Schulte Westenberg
Hauptgeschäftsführer

Neuer juristischer 
Berater der Gutach­
terstelle 

Zum 1. April 2016 wurde Herr Karl 
Schreiner, Präsident des Landgerichts 
Leipzig a. D.,  vom Kammervorstand 
zum neuen juristischen Berater der 
Gutachterstelle für Arzthaftungsfra-
gen berufen. Er folgt in diesem Amt 
Herrn Harald Kirchmayer, der seine 
Tätigkeit zum 31. Mai 2016 beendet. 
Karl Schreiner, in Edenkoben/Pfalz 
geboren, war nach seinem Jurastu-
dium in Mainz und Freiburg i. Br. als Karl Schreiner  		     © privat

Leserbrief




